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Unfall 
in russischer 

Atomwaffenfabrik 
MOSKAU, 19. Juli (dpa). Das russische 

Atomministerium hat am Montag den 
Zwischenfall in einer Atomwaffenfabrik 
im Ural als "unbedeutend" eingestuft. Ein 
Fachmann des Ministeriums sagte der 
Nachrichtenagentur Itar-Tass, der bereits 
am vergangenen Samstag registrierte Un
fall in Tscheljabinsk-65 sei auf der sieben
stufigen Skala der Internationalen Atom
energiebehörde unter eins einzuordnen. Er 
gab zu, daß radioaktive Stoffe aus einer 
Aufbereitungsanlage für Plutonium 238 
durch einen Lüftungsschacht entwichen 
seien. Arbeiter seien nicht verstrahlt wor
den . Die Radioaktivität des ausgetretenen 
Materials beträgt seinen Angaben zufolge 
0,2 Millicurie. Dieser Wert entspreche 
etwa drei Prozent der zulässigen Strah
lung, die täglich aus dem Werk austreten 
dürfe. Ursache des Unfalls sei eine undich
te Anlage mit einem Fassungsvermögen 
von 20 Litern gewesen. Eine Kommission 
des Ministeriums werde zu dem Werk flie
gen, um den Unfall aufzuklären. 

~r"nrfurltr ~Ilgtmtint 

THEMEN VOM TAGE 

Sollte Mubarak ermordet werden? 
Die Ermittlungen der Polizei seit dem 
Bombenanschlag am 26'. Februar auf 
das World Trade Center in New York 
haben mittlerweile geradezu phantasti
sche Züge angenommen. Seite 5 

Eigensinnige Wanderer 
Die englischen "Rambler" machen 
sich allerorten altes Wegerecht zu ei
gen: Einkaufszentren, Straßen bauten 
oder Siedlungsprojekte sind die Ziele 
ihrer Ausflüge. Seite 9 

Vorläufiges Ende eines Machtkampfes 
In Pakistan hat das Militär den Präsi
denten und den Regierungschef. zum 
Nachgebel' gezw,ul1gen: Beide mußten 
zurücktreten und den Weg zu \VlIhlen 
Anfang Oktober frei machen. Seite 10 

Es verrinnt zu viel Zeit 
Der Aufschwung im Osten Deutsch-
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Die Vereinten Nationen und Bagdad 
legen . ihren Streit "vo~läufig" bei 

"Teufelskreis" von Drohungen und Gegendrohungen / Die Kontrolle der irakischen Raketen-Testanlagen 

BAGDAD, 1-9. Juli (AP/Reuter). Die 
Vereinten Nationen (UN) und Bagdad ha
ben ihren Streit über die Kontrolle von 
zwei irakisehen Raketen-Testanlagen bei
gelegt. Der UN-Beauftragte Ekeus sprach 
am Montag in Bagdad von einer "vorläu
figen Lösung" und kündigte weitere Ge
spräche über die internationale Kontrolle 
irakiseher Raketen -Testanlagen an. Er 
versicherte, es sei gelungen, "den Teufels
kreis" von Drohungen und Gegendrohun
gen zu durchbrechen. Nun werde er den 
UN-Sicherheitsral zur Annahme der Ver
handlungsergebnisse auffordern. 

Ekeus, der schwedische Leiter der UN
Sonderkommission für die Abrüstung des 
Iraks, hatte am Montag seine Gespräche 
mit der irakisehen Regierung fortgesetzt, 
zu denen er am Donnerstag in Bagdad ein
getroffen war, und danach die "vorläufige 
Lösung" bekanntgegeben. Er sagte im An
schluß an die zweistündige Unterredung, 
die irakische Seite habe Vorschläge in der 
Form eines "Positionspapiers" unterbrei
tet~ das positive Elemente enthalte und es 

bei den Seiten ermögliche, "so bald wie 
möglich technische Gespräche auf hoher 
Ebene in New York ,aufzunehmen". Ein
zelheiten nannte er nicht, doch sprach er 
von einer "großen Anzahl noch offener 
Fragen'. U -Inspektoren würden in Kür
ze nach Bagdad reisen, um mit der Über
wachung zu beginnen. 

Ekeus sagte, es sei über die Verwirkli
chung der Resolution 715 des Si~herheits
rates,gesprochen worden, welche die la-ng
fristige .. Überwachung irakiseher Rü
stungsanlagen vorsieht. Ekeus sagte, daß 
es noch "keine eindeutige Lösung" gebe; 
doch seien beide Seiten dabei, "eine ziem
lich gefährliche Lage" zu entschärfen. 

Im Streit über die Einrichtung von 
Überwachungs kameras auf den Raketen
Testgeländenvon Jaum al As.im und Al 
Rafal) wurde laut Ekeus "eine Übergangs
lösung erzielt die beiden zufr.iedenstellend 
erscheint". Es handle sich um "eine besse
re Lösung" als .die ursprünglich als Zwi
chenregelung vorgesehene Versiegelung 

der Anlagen. Auch in die em Punkt wollte 

er keine näheren Angaben machen, ehe er 
der Zentrale in New York berichtet habe. 
Vor der Reise Ekeus' hatte der UN-Sicher
heitsrat der irakisehen Regierung mit 
"ernsthaften Konsequenzen" gedroht, falls 
sie sich weiter der Erfüllung von UN-Re
solutionen widersetze. 

Ekeus sagte am Montag, die Überwa
chungsvereinbaiung stehe zwar nicht in 
Zusammenhang mit den Gesprächen zur 
bedingten Wiederaufnahme irakischer 
Erdölexporte, doch könne hier eine Eini
gung nun leichter fallen. Die Verhandlun

.g~n über eine Erlaubnis zum begrel12ten 
Olexport sind gegenwärtig unterbrochen. 
Der Sicherheitsrat hatte Bagdad angebo
ten, für 1,6 Milliarden Dollar Öl zu ver
kaufen. Ein Drittel des Erlöses soll für 
Folgekosten des Golfkrieges ausgegeben 
werden. Für die beiden anderen Drittel 
darf der Irak unter UN-Aufsicht Lebens
mittel und Medikamente einführen. Über 
die Modalitäten der Aus- und Einfuhren 
ist eine Einigung bisher nicht erzielt wor
den. (Siehe auch Seite 5.) 

Waigel fordert Überprüfung des Somalia-Auftrags 
In Bonn wachsen die Bedenken / "Hauptkontingent nicht entsenden" / Angriffe in Mogadiscio 

C.G./fy. BONN, 19. Juli. Die Zahl der 
Politiker, die Bedenken gegen den Einsatz 
der Bundeswehr in Somalia zu erkennen 
geben. wächst. p er Vorsitzende der CSU. 
F i\lanzminjster Waigel, ford~rle am Mon
tag eine Überprüfung des Auftrags. "Die 
Frage, ob der Auftrag gedeckt ist von den 
Beschlüssen oder nicht, muß man prüfen", 
agte der CSU-Vorsitzende. Er deutete 

auch an, daß er eine neue Entscheidung des 
Bundestages nicht aus chließt. Falls sie nö
lig werde, -"dann muß mari das I"UO" sag~e 
Waigel. Das SPD-Präsidium appeUierte an 
die Bundesregierung, das Hauptkontingent 
der Bundeswehr ange ichts der blutigen 
Auseinandersetzungen nicht nach Somalia 
zu schicken. Die Lage habe sich so verän
dert, daß eine Entsendung weder durch die 
einstweilige Anor9nung des Bundesverfas
sungsgerichtes noch durch den Bundestags
beschluß vom 2. Juli gedeckt sei. Die Ver
einten Nationen seien in Somalia zur 

sollen in der Nacht zum Mittwoch von 
Bonn-Wahn nach Mogadiscio geflogen 
werden, um im Hafen der Stadt ihre dort 
eingetroffene Ausrüstung in Empfang zu 
nehmen und mit ihr nach Belet Huen im 
Norden des Landes zu fahren. Ihnen wer
den in den nächsten Wochen vier weitere 
Kontingente von jeweils zwischen 250 und 
400 Mann auf dem Luftweg folgen . Der 
Abf1ugstennin der Soldaten richtet sich 
nach dem Eintreffen der fünf Schiffe in 
Mogadiscio, auf denen ihre Ausrüstung 
transportiert wird . 

Der Sprecher des Auswärtigen Amtes, 
Gerdts, vermied es am Montag, auf die 
Frage einzugehen ob die Entscheidung 
der süd koreanischen Regierung die Ent
sendung ihres Somalia-Kontingents ange
sichts der UN-internen Auseinanderset
zungen über die Vorgänge in Mogadiscio 
zu verschieben, Auswirkungen auf die 
deutsche Haltung habe. Er sagte lediglich, 
"'0 _ t'l _ I _____ ~ -'-- _ n ........ _ __1 ___ .~. __ _ --! __ :_! 

on inzwischen Widerspruch. Der FDP
Abgeordnete Koppelin verlangte am Mon
tag eine Verschie~ung der Entsendung um 
zwei Wochen. Sem FraktionskoJlege Feld
man'o äußerte sich im gleichen Sinne. 
Koppelin forderte auch Sonaersitzul1gen 
des l<\ uswärtigen Au schusses und des Ver
teidigungsausschusses, vor denen Verteidi
gungsminister Rühe über die Entwicklun-
gen berichten solle. . 

Diese Forderung wird in der S'PD nicht 
unterstützt, weil die Ausschüsse den Be
schlOß. die ßundeswelir nach Somalia zu 
entsenden, nicht aufheben können. Dazu 
wäre eine Sondersitzung des Plenums er
forderlich . Sie erscheint der SPD erst dann 
sinnvoll wenn Klarheit darüber besteht, 
daß die koalitionsmehrheit für den Soma
lia-Einsatz nicht mehr besteht. Der vertei
digungspoJltische Sprecher der SPD-Frak
tion Kolbow, forderte die Bunde regie
rung arn Montag auf, das Hauptkontin-
~""'f"\+ A",,-_ D . .. __ ...l..,..Q-. ... .,..k __ ~. _ .... _l... C' ___ 1!_ 

G.H. Die Politik hat das Recht zu 
achten, nicht auszuhöhlen ~ es zu än
dern ist nur nach den Regeln der Verfas
sung erlaubt. Nach diesem Maßstab ist 
das Streben der hessischen Landesregie
rung nach einer Umwegfinanzierung 
von, Schwangerschaftsabbrüchen eine 
Ungeheuer.lichkeit. Im Bemühen, einer 
bestimmten Klientel die lockere Hand
habung der Abtreibung zu erhalten, die 
sich beim alten Gesetz aus dem vielfa
chen Mißbrauch der sozialen Indikation 
entwickelt hatte, verfällt Hessen auf ein 
besonders dreistes Unterlaufen des 
Karlsruher Urteils vom 28. Mai. Das 
Bundesverfassungsgericht hat die Be
gleichung der Abtreibungskosten durch 
die Krankenkassen für nicht medizi
nisch oder kriminologisch indizierte 
Fälle abgeschafft - so soll die Verpflich
tung des Staates und der Gesellschaft 
zum Schutz des Lebens allgemeinver
ständlich bekräftigt werden. Was rechts
widrig, wenn auch aus alltäglichen 
Gründen straflos gestellt ist, darf nicht 
aus den Beiträgen der Solidargemein
schaft erleichtert, gar befördert werden: 

Weil das Gericht vor der persönlichen 
Not von Fra,uen nicht die Augen ver
schloß, verwies es die Ärmeren auf die 

Sozialhilfe. Seither versuchen alle Län
der, an deren Regierungen die SPD be
teiligt ist, durch die Bereitstellung von 
Haushaltsmitteln für Abtreibungen dem 
Richterspruch seinen mahnenden Sinn 
zu nehmen - Hessen will von vornherein 
8000 rechtswidrige Handlungen finan
ziell abstützen. Während jedoch Schles- ' 
wig-Holstein den Frauen mit Einkom
men von monatlich bis 1300 Mark Hilfe 
anbietet, will Hessen Abtreibungswilli
gen einen Anspruch zugestehen, die bis 
zu 3000 Mark im Monat zur Verfügung 
haben; dabei soll, anders als bei der So
zialhilfe üblich, das Einkommen des 
Ehemannes oder der Eltern unberück
sichtigt bleiben. Das hessische Vorha
ben gipfelt in der Zumutung an die 
Krankenkassen, daß sie bei den AtJtrei
bungen das Geld vorschießen und es 
dann vom Land ersetzt bekommen - für 
die Abtreibenden soll es beim alten 
Schein bleiben: "Die Kasse bezahlt es ja, 
es kann nur Rechtens sein." 

Die SPD sollte sich Zeit zum Nach
denken nehmen. Nicht nur die branden
burgische Sozialministerin Hildebrandt 
muß sich klar werden darüber, ob sie 
für die Freiheit der Abtreibung kämpfen 
oder den Geburtenrückgang beklagen 
will. Die Partei insgesamt muß sich zwi
schen rechtspolitischer Mogelei und 
Rechtsstaatlichkeit entscheiden. 

Von Johannes Leithäuser 

Im dritten Sommer nach dem Voll
zug der deutschen Einheit werden 
Stin;'men lauter, die nach Versöhnung 
rufen . Es sei nun genug mit der "Aus
grenzung" und Stigmatisierung jener, 
die im Osten einst das SED-Regime 
trugen und am Leben hielten; nur 
dann, wenn auch diese Leute wieder 
eine Chance erhielten, könnten Auf
bau und innere Einheit erreicht wer
den. Wer soll sich aber mit wem ver
söhnen? Der einstige politische Ge
fangene mit denen, die ihn ins Ge
fängnis brachten wegen "versuchter 
Republikflllcht" oder "Beeinträchti
gung staatlicher Tätigkeit?". Soll sich 

stiger Leitungskader mit Parteibuch 
gewonnen hat. 

Die ökonomische Arroganz des 
Westens, die im Osten pauschal emp
funden wird, bewirkt eine allgemeine 
Ausgrenzung, die Täter und Opfer in 
den neuen I Ländern gleichermaßen 
trifft. Nach dem Zweiten Weltkrieg 
kam es im Westen Deutschlands zu ei
ner stillen "Versöhnung" mit Expo
nenten des Nazi-Regimes, di.~ stets 
mit dem Verständnis heischenden Ar~ 
gument erläutert wurde, man habe 
damals ebenjeden zum Aufbau des 
Landes gebraucht. Heute, wo sogar 
politische Appelle laut werden, den 



WIe dort Industnestanaone zenam;u 
sind, zeigt sich dramatisch am Beispiel der 
Stadt Schönebeck. Von 12000 Arbeits
plätzen in den fünf großen Industriebetrie
ben sind nur 2000 übriggeblieben. Wieviel 
von diesem Rest Bestand haben wird, ist 
offen. Schönebeck, Staßfurt und Halber
stadt waren die herausragenden Industrie
standorte im Bezirk Magdeburg. Die Ar
beitslosenquote ist heute im Landkreis 
Sch'önebeck höher als 19 prozent. Ohne 
das Auffangnetz von Arbeitsbeschaffungs
maßnahmen, Übergangsgeld und Vorru-

geo~ t:~ .1 1~"L.. ~IVUU~, 0.1.&""..... .... ........ .;:." ...... U.l."' ....... 

Flächen. 450 Hektar Gewerbegebiet sind 
im Flächennutzungsplan der Stadt ausge
wiesen. Davon wa~en bis zijr Wende 200 
Hektar belegt. Die Ansiedlungspolitik der 
Stadl zielt darauf, daß vorrangig vorhan
denes Industrieareal genutzt wird, stall auf 
die grüne Wiese auszuweichen. Industrie
brache soU möglichst vermieden werden. 
Dem Kapazilätsschnitt in den Großbetrie
ben müsse auch eine Schrumpfung ihrer 
Flächen folgen, sagt Köpper, damit geeig
netes Gelände für die Neuansiedlung frei 

~~dk~;i~.- Dort ist I;d-ti'striegelände des 
Solvay-Konzerns verfügbar. Der Konzern 
elbst hat sich nicht rur den Neuaufbau 

don, sondern in Bernburg in der Mitte 
zwischen Magdeburg und Halle entschie
den. Für Bernburg sind Investitiot:Ieu von 
mehr als 700 Millionen DM beschlossen. 
1m Industriegebiet VOll Solvay in Westere
geln stellt sich e.in Invcstitionshemmnis ei
gener Art. Als belgiseber Konzern war 
Solvay in der DDR unter "Zwangsverwal
tung gestellt. Die während dieser Zelt ent-

Deutsche Nahrungsmittel erfreuen sich in Osteuropa reger Nachfrage 
Chancen auch in den GUS-Republiken / Die erste ExportweJle hat sich abgeschwächt 

K.B. BONN, 19. Juli. Seit dem politi" 
sehen Umbruch in Mittel- und Osteuropa 
hat sich der Export deutscher Nahrungs
und Genußmittel dorthin vervierfacht. Die 
Bezüge mittel- und -osteuropäischer Län
der aus Deutschland überschritten 1992 
vier Milliarden DM. Das entsprach der 
Ausfuhr nach Frankreich, dem drittgröß
ten Auslandsmarkt der deutschen Agrar
wirtschaft. Die Agrarexporte in Nachfol
gestaaten deI" Sowjetunion haben sich seit 
·der Wende sogar verfünffacht. Diese Z~vi
schenbilanz tur die Lieferungen nach Mit
tel - und Oste uropa hat die Centrale Mar~ 
keting-Gesellschaft der deutschen Agrar. 
wirtschaft (CMA) in Bonn gezogen. Der 
für das Auslandsgeschäft zuständige stell
vertretende Geschäftsführer CI aus Bök
king spricht von E.:inem Exportboom Ricb
tung Osten, der sich aUerdings im laufen
den Jahr abschwächen werde. 

se entwickelt. Für das Zukunftsgeschäft 
will die CMA Vermittler von Kontakten 
und Kooperationen sein. Der CMA-Refe
ratsleiter für Osteuropa, Kurt Gilles, wies 
auf das auffallend größere Interesse auch 
mittelständischer deutscher Untertiehmen 
hin, sich an CMA-Fach~usstellungen zu 
beteiligen. Die Kostenje Stand betragen in 
Mittelosteuropa 1600 DM und bis zu 2600 
DM in der GUS. Das ist ein Ddttel der 
Kosten für e.ine Messebeteiligung im We
ten . Erhebliche Risiken des Ostgeschiiftes 

werden vor allem in der Unerfahrenheit 
der Handelspartner, in ihrer Kapital-

schwäche und im unzureichenden Bank
wesen gesehen. 

Die Schwierigkeiten allein . im GUS
Markt hat der Ost-Experte Jürgen Stein
maßl beschrieben: Früher waren rur den 
gesamten Agrar- und Lebensmittelaußen
handel sechs in Moskau ansässige Außen
handelsorganisationen zuständig. Alle Ge
schäfte konnten, wenn Aussicht darauf be
stand, in ,einer Woche bequem abgescb.los
sen werqcn . Heute.steh"t ein Agrarexportcur 
vor Tausenden von Einkäufern in 15 Repu
bliken und in einer Fülle von Regionen, al
lein in Rußland 86 und in der Ukraine 25. 

Mehr Zeitverluste und Schleifspuren 
beim Aufbau Ost, sagt Büttner, dürfe man 
sich nicht mehr leisten. In der Arbeitneh
merkonferenz hat er zu einem Solidarpakt 
für die lIidustrieregion aufgerufen. Was 
Bund und Land zur Schaffung von Ar
beitsplätzen leisteten, müsse sich durch ein 
Miteil1ander von Arbeitgebern und Ar
beitnehmern, Politik und Behörden vor 
Ort ergänzen. Es mangelt jedoch an lnve
storen, erst recht seit dem Konjunktur
rückschlag in Westdeutschland. 

den alten HunaeSlanUtaU C11~ nauplUClSC1IOUC 
dieses Rückgangs. Ln Ostdeutschland nahm 
der Stromverbrauch aus dem Netz der öf
fentlichen Versorgung in den ersten sechs 
Monaten des Jahres 1993 ebenfalls ab, al
lerdings nOr um 1,4 Prozent. EI: sank auf 
29,0 Milliarden Kilowattstunden. Im ersten 
Hitlbjahr 1992 war der Rückgang in den 
neuen Bundesländern mit 9,6 Prozent er
heblich stärker gewesen. Diese Zahlen zeig
ten, daß die Talrahrt der ostdeutschen 
Wirtschaft gebremst sei. 

Europas Bauwirtschaft kommt in Schwung 
Der Dachverband erwartet für 1994 eine Zunahme d~s Bauvolumens 

now. BRÜSSEL, 19. Juli. Anders als in 
Deutschland steht die Bauindustrie in den 
meisten Mitgli,edstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft nach einem längeren Ab
sch:.vung am Beginn eines Aufschwungs. 
Auf diese EntwiCKlung hat der Dachver
band der Europäischen Bauwirtschaft 
(FlEC) am Montag hingewiesen. Wegen 
der anhaltend guten Baunachfrage in Ost
deutschland sei in diesem und im kom
menden Jahr mit einem Zuwachs der Bau
investitionen in Deutschland um jeweils 
drei Prozent zu rechn~n. In den alten Bun
desländern stünden die Zeichen allerdings 
auf Stagnation, sagte FIEC-Vizepräsident 
Thomas Rogge. Für die EG-Länder er: 
wart.e die Bauwirtschaft nach einem Rück
gang des Bauvolumens in diesem Jahr um 
1,3 Prozent für 1994 einen leichten Anstieg 
um 0,7 Prozent. Besonders günstig seien 
die Aussichten für das kommende Jahr in 
Irland (sechs Prozent Zuwachs) und Por
tugal (vier Prozent), während in Italien ein 
Rpckgang um zwei Prozent zu befürchten 
seI. 

Rogge, der gleichzeitig Vizepräsident 
des Hauplverbandes der deutschen Bauin
dustrie ist, berichtete über eine zunehmen-

de Verflechtung der Bauwirtschaft in der 
Gemeinschaft. So seien 1992 insgesamt 
644 grenzüberschreitende Beteiligungen 
gegenüber 437 im vorangegangenen Jahr 
verzeichnet worden. Vor allem in Ost
deutschland (112 Einzelfälle) habe es 
durch die Privatisierungswelle einen star
ken Zuwachs solcher Beteiligungen gege
ben. Rogge warnte jedoch davor, die Ten
denz zur VerOechtung·· überzubewerten. 
Grenzüberschreitend in mehreren EG
Ländern tätige Bauunternehmen seien lind 

' blieben die Ausnahme. In seiner Eigen
schaft als deutscher Verbandsvertreter ver
wahrte sich Rogge gegen Bestrebungen, 
die auf dem Bdinburgher EG-Gipfeltreffen 
Ende 1992 bewilligte Kreditlinie der Euro
pa~schen Investitionsbank (EIB) in Höhe 
von fünf Milliarden Beu (ru'nd zehn Milli
arden DM) zu einseitig für die Verbesse
rung der Illfrastrukturanbindung der 
strukturschwachen Gebiete im Süden der 
Gemeinschaft zu verwenden. Gerade der 
Anbindung Mittel- und Osteuropas müsse 
die EG stärker Rechnung lragen. Auch in 
Deutschland bestehe Interesse an den Dar
lehen, deren Volumen jetzf um weitere 
sechs MiIJiarden DM erhöht werden soll. 

Einbruch der russischen Ölindustrie 
Weniger Förderung / Überall mangelt es an Geld und Investitionen 

Die wichtigsten Exportprodukte, die 
Böcking nennt, sind Milchfrischprodukte, 
FLeischwaren, Käse, Fischprodukte, 
Zuchtvieh, Saatgut, Süßwaren, Hopfen, 
Malz, verarbeitetes Obst und Gemüse, al
koholische Getränke, Kaffee und Tabak
waren. Wie in Ostdeutschland nach der 
Wende, sagte Böcking, seien viele dieser 
Produkte deutscher Herkunft in einem er
sten Konsumrausch gekauft worden. In
zwischen gebe es eine gewisse Ernüchte
rung und Rückbesinnung auf die heimi
sche Ware. Das eigene Warenangebot ver-
bessere s·ich inzwischen durch die Moder- esl. MOSKAU, 19. Juli. In den ersten tigen Energieb~darfs, Die starken Einbrü-
nisierung der Verarbeitungskapazitäten. sechs Monaten dieses Jahres ist die russi- ehe bei der .Ölförderung begründet der 
Die CMA rechnet mit konsolidierten sche Erdölförderung drastisch ge- Energieminister vor allem mit der veralte-
Agrarexporten nach Osten. Sie seien abge- schrumpft. Im Vergleich zum Vorjahres- ten Technologie und ausbleibenden Inve-
stützt durch einen weiteren Nachholbedarf zeitraum wurden 14,8 Prozent weniger Öl stitionen. Wenn sich die Lage nicht schnell 
an Westkonsum und einen wachsende~ gefordert. Die Fordermenge sank von ändert, rechnet man damit, daß die Ölge-
Tourismus aus dem Westen, der zum Tell 20561 Millionen auf 175 19 Millionen winnung in Rußland in diesem Jahr auf 
durch eine hervorragende, sich ausbreiten- To~en. Die Produktion vo~ Ölprodukten 340 Millionen und in zwei Jahren auf 230 
de Hotelqualität begünstigt werde. AI.s wie Benzin, Diesel und Masut ging um 2,2 Milli.onen Tonnen und damit unter den Ei-
herausragende Tour-ismus-Standorte mit Prozent, 3,3 Prozent und 9,4 Prozent zu- genbedarf des Landes sinkt. Einige Ölför-
einem großen Bedarf an W~stprod~kten rück. Die Kohleförderung sank von Jan~- dergesellsohaften betreiben nach Ang~ben 
werden Sankt Petersburg, dIe RegIonen ar bis Juni um 9,4 Prozent v<1n 172,19 MIl- Schafraniks nur noch 45 Prozent Ihrer 
Moskau und Kiew, Budapest und Prag ge- lionen Tonnen auf 15.5,67 Millionen Ton- Bohrlöcher. 1m größten russischen ÖI-
nannt. nen. Einen Leichten Rückgang von 1,9 Pro- und Gasfördergebiel, dem westsibitischen 
. Die Ausgangslage für, Importproduk~e zent verzeichnete die Gasgewinnung. Wei- Tjumen, stünden heute Zehntausende 

beschreibt die CMA so, daß zwar dIe terhin gestiegen ist dagegen, mit einer Zu- Bohrlöcher still .. Bei der dortigen Ölförder-
Kaufkraft de~ os.teur~)päischen Bevölke- nahme von 31,9 Prozent oder 40,40 fI.:1illi~- gesellschaft "Nischnewartowskneftgas" 
rung extrem medng seI, es aber auch kauf- nen Tonnen der Export von Öl sowIe mIt. sind ein Viertel der 12000 Bohrlöcher au-
kräftige Schithten von fünf bis ze~n Pro- 3,3 Prozent oder 51 ,46 ~illionen Kubik~ Ber Betrieb. Die technische Instandsetzung 
zent der Bevölkerung vor allem m 13al- meter die Gasausfuhr. DIese Zahlen hat von nur einer dieser Bohrstellen würde 
lungsräumen gebe. Die CMA sieht die der russische Minister für Rohstoff- und mehr als zehn Millionen Rubel kosten. Die 
~ufgabe d.er. E~nährun&swirtschaft darin, Energiewesen, Jurij Schafranik, in Mos- russische Regierung hat bisher Entschei-

, Sl~~ langfnslIg III deo mltt71- und ~st7uro- kau bekanntgegeben. . , dungen übet investitionen und technische 
palschen Reformstaaten mIt 280 Mllbonen Nach den Werten Schafraniks ·smd Be- Modernisierungen der Ölförderindustrie 
Einwohnern zu eta\>lie!en. VOrra!1gjg wer- tri.~be: in Rußland und den anderen GU.S- hinausgeschoben. Der Leiter der Außen-
den Polen, Ungarn, dIe TschechIsche und Mltghedem dem Rohsro.rr- und En~r~e- handelsabteilung der Ölfördergesel1l>chaft 
die Slowakis~he . Republi.k erschlossen. sektor-für LieferU?gen ~Isher 3,~ Mllhar- "Nischnewartows\cneftgas" , Alexander 
A?er. auch rur dIe. Gememschart Unab- den .. Rub~1 schuldIg ßebhebell . .DIese Za~1 Gribtschenko, kritisierte gegenüber d.ieser 
h.änlpger Sl.aaten WIrd ~orausgesagt, daß erhoh~ ~Ich monathch um wel~ere ~~ biS Zeitung, daß "alle sehr gut wissen, daß un-

o 
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"Keine Chance vor ore 
hjo. FRANKFURT. Im Streit um die 

zusätzliche WM-Qualifikation der Weit
springer, die der Deutsche Leichtathletik
Verband (DLV) för den 30. Juli bei den 
süddeutschen Meisterschaften in SlUtlgart 
angesetzt hat, sieht der neue DLV-Rechts
wart Clemens Prokop "keine Chance" für 
die drei angeblich benachteiligten Athleten 
auf dem Gerichtsweg zu den Titelkämpfen 
nach Stuttgart zu kommen. "Ein ordentli
ches Gericht würde diese Klage als unzuläs
sig zurückweisen, da zunächst einmal das 
Schiedsgericht des DLV zuständig wäre", 
sagte Prokop zu einer Ankündigung des 
Bundestraihers Hallsjörg Holzamer, der 
Vereinsvorsitzende des TV Heppenheim, 
HallS Baumgartner, wolle in diesem Fall 
Kla.ge einreichen (FAZ. veOl 19. Juli). 

Der Rechtswart, Riohter am Amtsgericht 
• in I<.elheim, widerspricht . der Darstellung 
d~s BundestraiJ)ers, daß de~ 0 LV seine N 0-

- minierungsdchtlinien verletzt habe: "Darin 
steht, daß der Sportwart die Entscheidung 

· hat und daß bei einer Pattsituation weitere 
," Kriterien wie die Stabilität der Leistung 
, und die' Prognose ' für 'den Athleten ebenso 
, herangezogen werden könne.1l wie ein soge
' nannter Ersatzwett~ampC" Holzamer hat 

· gegen den Ausscheidungswettkampf von 
sieben WM-Kandidaten protestiert uud ge
rordert,. der DLV müsse Bernhard Keim 

· (Wasserburg), seinen Schützling beim TV 

, Die amerikanischen Gastgeber der Uni 

,.' 
Erfolgreiche Studentel 

BUFFALO (sid). Mit Siegen des Berli· 
ner ~ürdenspr.inters Die.tnuir Koszew~k 

' und der Leipziger Europameisterin Brirr 
Baldus im Kunstspringen ist die aus ,d~ul 
scher Sjcht erf<?lgreichste Universiade de. 
vergangenen 25 Jahre zu Ende gegangen 
Organisatorisch wurden die Studenten 
Weltmeisterspiele, die in Buffalo im ameri 
kanischen Bundesstaat New York trotz de 
Teilnahmerekords von 6022 Athleten au 
135 Nationen nur ein Randereignis warel1 
zum Chaos und finanziell zum Reinfall. 

Weil statt 500000 nur 70000 Eintritts 
karten verkauft wurden und die angestrel: 
ten Werbeeinnahmen ausblieben, mußt 
zum Nachteil der Athleten und Beteiligte 
rigoros gespart werden. Viele Sportle' 
bangten angesichts unzureichender Tram 
porlprobleme um die rechtzeitige Ankunl 
zum V{ettkampfund hatten abends teilwe 
se' keine Möglichkeit mehr zu essen. 

Erfolgreich waren die Gastgeber zumir 
desl ·sportlich. Die Vereinigten Staaten e· 
rangen dreißig Siege, vor China (17) un 
Kanada (12). D~ulschland durfte sechs T 
tel feiern. Zum Abschluß gab es noch dre 
mal Platz drei durch Diskuswerferin An 
Gündler aus Berlin (60,56 Meter), sili 
Krüger auS' Rostock (Drei-Meter-Bret 
und durch die Fußball-Auswahl, die Grol 
britannien im Spiel um den dritten Pla 
ebenso 2: I schlug wie die Tschechische R 
publik im Finale Südkorea. 

Platz eins hatten an den elf Universiad 
Tagen zuvor für Deutschland 400-Mete 

s~e SICh zu el11em expandle~enden komm~r- 6.0 -MIllIonen. Rubel. AndrerseIts grunde~ ser Problem Nummer eins das der stillste-
zleUen Markt für Verarbellungserzeugms- Foto Glaser SIC~ der ruSSISC. he Staatshausha. It zu zweI hende.n BOhrlöCher. ist", d. aß aber de.nnoCh I ~ 

Dntteln a~f Steuern .. und Abga~en aus nichts getan werde, um dleses Problem zu .N, 

dem EnergIese~tor. Fur ~57 Tage Im Jaryr~ lösen. So habe die Rllgierung unter Pre- ~ , 
• • '" - .... __ • __ • ..I-.'T...,,~L1> .. Ä€~>rft"UI .. .,d ß"'QC>J"'A~.ß.-I~~~~~~~~~~e~_E~:~~! , mier Wils.lqr n.chern~Y.r2in ~Jt0!:'. im ". _~ 
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